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I. BEIHILFENÜBERGREIFENDENORMENUND
YERFAIIRENSVORSCHRIFTEN

A. BEIHILFENÜBERGREIFENDENORMEN

1. REGELUNGSGEGENSTANI)

Mit dieser Bundesrichtlinie werden folgende Beihilfen geregelt:

. Beihilfe zu den Kwskosten (KK)
r Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes (DLU)
. Beihilfe zu den Kursnebenkosten (KNK)

Geregelt wird weiters
. die Existenzsicherung für Teilnehmer/Teilnehmerinnen

* an Maßnahmen der Arbeitsmarktausbildung
* am Untemehmensgründungsprograrnm
* an Arbeitsstiftungen

durch Weiterbezug von AIG- oder NH-Leistungen
. die Unfallversicherung.

2. ADRESSATEN/ADRESSATINNEN

Diese Bundesrichtlinie gilt für alle Mitarbeiter/Mitarbeiterirmen des Arbeifsmarktserr'ice, die mit

Aufgaben der personenbemgenen Arbeitsmarktftirderung aufEbene der Landesgesch2iftsstelle

und der regionalen Geschäftsstelle betraut sind (inkl. Budgetierung, Budgetverbuchung,

Anweisung, Auszahlung, Durcbführung allfülliger Rückforderungen, Fortbezug von AIVG-

Leistungen gemziß S l8 (5) bis (7) und $ 12 (5) Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG),

Unfallversicherung).

3. GESETZLICHEGRUNDLAGEN

Die Beihilfen zu den Kurskosten und zu den Kursnebenkosten werden im Sinne des { 34
Arbeitsmarktservicegesetz (AMSC) gewzihrt. Die Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes
wird nach Maßgabe des $ 35 AMSG gervährt. Der Fortbezug von Arbeitslosengeld oder
Notstandshilfe w:ihrend der Teilnahme an Maßnahmen der Arbeitsmarktausbildung erfolgt gemziß

$ 12 (5) im Falle des Arbeitslosengeldes i.V.m. $ 18 (4) bis (7) AIVG.
FürdieUnfallversichenmgsind$8Abs. I Z3lit.cund $ 74 Abs. 2 Allgemeines
Sozialversicherungsgesetz (ASVG) raßgeblich.

Bundesriohtlinie Beihilfen zur Förderung de. berunichen Mobilität, AMF/19 2OO5
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4. ARBEITSMARKTPOLITISCHESZIELI

Neben denjeweils bei den eirzehen Beihilfen angefühiten speziellen arbeitsmarktpolitischen

Zielen der Beihilfen sind folgende arbeitsmarktpolitische Ziele der Maßnahmen zur Förderung der

beruflichen Mobilität zu bedcksichtigen:

. Unterstützung der Vernittlung
odcr
. Sichenrng einer gefl ihrdeten Beschzift igung

5. FÖRDERBARERPERSONENKRDIS

. Arbeitslose
ln Bezug aufdie Gewährung von Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhaltes gelten auch

Personen gemäß S 12 (6) Arbeitslosenversichemngsgesetz (AlvG) als arbeitslos.

. Beschäftigte,
deren Bruttoeinkommen im Fall der Beihill'e zu den Kurskosten/Kursnebenkosten EUR 1.676,-

monatlich nicht überscheitet

und
die eine Qualifizierung in einem Berufsbereich mit Fachkräftenangel anstreben.

Die Landesdfuektorien werden ermächtigt, für das jeweilige Bundesland Berufsbereiche

mit Fachkräftemangel zu defluferen.2

Das Landesdirelctorium des AMS OO hat beschktssen, class Ausbildungen für
Beschaftigle in den Berufsbereichen Metall/Elehro, Nahrungsmittel, GastgerNelbe,

Technische Betufe und Gesundheitsberufe in OO fonlerbar sincl, sofern sie fiir die
j ew eiligen Berufs b er e i c he typisc he Fer ti gke i t e n ve r mit t e I 4.

Konkret handek es sich dabei um /blgende Berufsbereiche:

s Metall un<l Elektrobereich (Berufsobergruppen 18 21)
a Nahrungsüittelbranche (Beru.fsobergruppen 36 u. 37)
t Gastgewerbe (Berufsobergruppen 51 u. 52)
t Technische Berufe (Beru.fsabteilung 6)
t Gesundheitsberufe (Berufsobergruppen 80 u. 8J)

oder
a deren berufliche Existenz geflihdet ist

und bei welchen mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft:
* die in einem Betrieb beschziftigt sind, der nach S 45a Arbeitsmarktörderungsgesetz

(AMFG) eine Anzeige beim ArbeitsmarktseNice eingebracht hat
oder

I siehe Erläuterungen LA.9.l.
' siehe Erläuterungen 1.4.9.2.
Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förderung der be.unichen Mobilität, AMF/19 2OO5
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* die bereits gekündigt woden sind (As-Vorgemerkte, die bereit sind, ein anderes

Arbeitsverhältnis aufzunehmen)

oder
,N bei \^Telchen eine physische, psychische oder geistige Behinderung vorliegt

oder
* die über 45 Jahe alt sind
oder
* die über keine abgeschlossene Berufsausbildung verlügen und für die eine

ungünstige berufliche Entwicklung zu elwafien ist

oder
* deren Qualifikation am Arbeitsrnarkt nicht mehr verwertbar ist oder in Gefahr ist. zu

veralten
ocler
* die aufgrund von Kinderbetreuungspllichten karenziert sind, oder deren

Besch?iRigungcausmaß rorübergehend herabgesetn isls
. Personen ohne aufiechtes Arbeitsverhältnis, die Karenzgeld oder Kinderbetreuungsgeld

beziehen, bereits eine Maßnahme besuchen körmen und dem Arbeitsmarkt binnen I Jahres

wieder zur Verfügung stehen.
. Lebrstellensuchende
. Bauern und Bäuerinnen, deren Einheitswert des landJfoßtwitschaftlichen Besitzes im Fall der

Beihilfe zu den Kurskosten/Kursnebenkosten EUR 12.400,- (verpachtete FLichen sind nicht zu

berücksichtigen) nicht überschreitet.
. PensionisteltPensionistinnen ..i/egen Invaliditäts- und Beruf'sunf:ihigkeit,

PensionisteltPensionistinnen wegen dauernder Erwerbsunfilhigkeit, wenn sich der zust:indige

Pemionsversichemngshäger an der Maßnahme beteiligt.
o Personer! die am Unternehmensgdndungsprogramm fiir Arbeitslose teilnehmen, hinsichtlich

der Existenzsicherung während der Vorbereitungsphase gemäß Bundesrichtlinie

,,Untemehmensgdindungsprogra.mn nir Arbeitslose".
. Personeq die an Maßnahmen einer Arbeitsstiftung gemäß ,Bundesrichtlinie zur Anerkennung

und Dwchführung von Arbeitsstiftungen" teilnehmen.

nicht ftirderbar sindl

. Selbständig Erwerbstätige ohne Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe

. Ausländer/Ausländerimen, die gemäß der Bundesrichtlinie ,,Veryflichtende Eintagungen in
der AMS-EDV" bzw. der Bundesrichtlinie .Zusammenarbeit SfA./BVS/SAB/SVL" nicht
vorzumerken sind4

r Personen in einem unkündbaren Arbeitsverhältnis
. Personer! die die Anspruchsvoraussetanngen liir eine Pension aus einem der

Versicherungsliille des Alters erfüllen
o Personen, die eine Alterspension beziehen (Begründung: Vorwiegendes Eigeninteresse, da eine

anschließende Vermittlung bzw. Arbeitsaufnahme nicht angenommen werden kann.)

3 siehe Erläuterungen LA.9.3.
" ftirderbar bei PST-Statüs Al./l.S/SC/TA
Bundesdchtlinie Beihjlfen zur Förderung der berunichen Mobilität, AMF/19-2005
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. Personen, für die die Allgemeine Unfallve$icherungsanstalt (AUVA) oder dre

Unfallversicherung der Eisenbahnen oder die Unfallv€rsicherung der Bauern für den Besuch

einer Maßnahme Übergangsgeld gewährt (Begründung: diese Personen erhalten ohnedies die

Kurskosten, die Kursnebenkosten und das Übergangsgeld, daher ist keine zusätzliche

Finanzierung seiters des ArbeitsmarktseNice nötig )

Weitere Kriterien im Falle schulischer Ausbildungen:

Förderbar sind jene Personen im Sinne des $ 3l (3) fubeitsmarktservicegesetz (AMSG), bei

welchen mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft:

r Personen ohne abgeschlossene schulische Ausbildung
. Pemonen ohne berufliche Ausbildung (ausgenonrmen AHs-Matuanten/AlIs-Matuantinnen)
. MaturanteltMaturantinnen und Universitätsabbrecherruniversitätsabbrecherinnen zwei Jahe

nach Matura oder bei Vorliegen von Anspruchsvoraussetzungen nach dem AIVG
r Schulabbrecher/Schulabbrecherimen zwei Jahre nach Schulabbruch oder bei Vorliegen von

Anspruchsvoraussetzungen nach dem AIVG
. Personen mit abgescblossener Ausbildr.tng, deren Qualil-rkation aufdem AJbeitsrnarkt nicht

melü verwertbar ist (2.B. beruflicher Wiedereinstieg von Frauen)
. Langzeitarbeitslose (Personen unter 25 Jalüen und Alterej länger als 6 Monate, alle anderen

länger als 12 Monate arbeitslos)
. ältere Arbeitslose5

Im Fall schulischer Aüsbildungen siüd nicht fürderbar:
. Jugendliche unter l7 Jalüen

Bei gleichwertigen Qualifiz ierungsmaßnahmen ist den kursmäßigen gegenüber den schulischen

der Vorzug zu geben.

6. HARTEFALLE

In Härtefüllen können die Landesgeschäftsstellen sozial gerechtfertigte Abweichungen von den

Bundesrichtlinien genehmigen. Es ist jedoch daraufzu achten, dass dies nur in Einz.elf:illen
anzuwenden ist. Bei einer Häufrng gleich gelagerter Fälle ist die Bundesgeschäftsstelle zu
informieren, um gegebenenfalls eine Anderung der Bundesrichtlinie in die Wege lejten zu können.

7. EINKOMMEN

Als Einkommen sind für alle Beihilfen zur Förderung der beruflichen Mobilität folgende

Bruttoeinko1nmen heranzuziehen:

' Als Altere gelten vorgemerkte Arb€itslose ab dem im Rahnen der Zielvorgaben definierten Alter.
Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förderunq der berunichen Mobilil?it, AMF/19-2005
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7. 1. aus unselbständiger Erwerbstäligkeit

7.2. aus selbsfindiger Erwerbstätigkeit

7.3. aus land- und forstwhtschaftlichtem Besitz (verpachtete Flächen sind nicht zu

bedcksichtigen; die Einheitswertgrenzen sind maßgeblich)

7.4. gemäß $ 34 (6) AI4SG alllällige Schülerbeihilfen, Studienbeihilfen

und andere ftir den gleichen Zweck gew:ihrte Zuwendungen

Hinsichtlich der Festlegung der Beihilfenhahe sind Beziehe nnen dieser /inanziellen
Zuwendungen Beschcifti[al4r mit eikem Ei4LarqugL gleichzuhalten

Beihilfenwerbern, bei denen unter Berückrichtigung des besuchten MalJnahmentyps und der
sonstigen (Jmstände die Zuerkennung einer .finataiellen Zuwendlü1g im Sinne von PkL 7. 1
möglich erscheint, zum Zeitpunh der Begehrensbearbeitung aber noch keine Entscheidung
w iegt, kl)nnen AMSG - Beihil.fen bis zur Bekanntgabe det latsächlichen Höhe diesel
Zuwendungen nur toßchuss\reise zuerkannt werelen.

In tJiesem Falle hat die zustähdige RGS vom fton cler) Beihilfenwerberln eine schiftliche
Erkltirung eircuholen (Anlage 2), dass er/sie im Falle der Zuerkennung t'on Schul-
Studiehbeihilfen und anderefif* den gleiche Zweck gewöhrten Zulrendungen bereit ist, die
AMSG- Beihife zul Gdnze oder teilveise (Neubemessung der Beihilfenhöhe laut <len
Bestimmukgen der BEMO - Richtlinie) zurückzueßlallen, wenn die auJ Monale
umgelechneten khul- bzw. Studienbeihilfen haher als die ieweils ge ende Einkommens-
bzw. Gerindügigkeitsgrerue (nut bei DLU maJSgeblich) isl.

7.5. Invaliditäts- und Berufsunftihigkeitspensionen, Pensionen wegen dauemder

Erwerbsun?ihigkeit

Nicht zu berücksichtigen sind Einkommen, die nicht aus einer Erwerbstätigkeit resultieren, wie

beispielsweise
. eigene Alimente
. Witwen-/Witwelpension
. waisenpension
. Eilkommen aus Vermietung und Verpachtung
. Sonderzahlungen
. Kinderbetreuungsgeld
ünd
Übergangsgeld der Pensionsversicherung der Angestellten und der Arbeiter,
der Pensionsversicherung der österreichischen Eisenbalnen,
der Pen sionsversicherung der Bauem,
der Pensionsversicherung des österreichischen Bergbaues und
der Pensionsversicherung der gewerblichen Wirtschaft
und
Unfallrenten.

Bundesrichtlini€ Beihilf€n zur Förderung d€r beruflichen Mobilitäi, AMF/19-2OO5
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Für die Entscheidung, ob Beihilfen zur Förderung der beruflichen Mobilität gewährt werden

können bzw. in welcher Höhe, ist das Bruttoeinkommen des letzten vollentlohnten Monats bzw

der letzten vier vollentlohnten wochen vor Beginn der Maßnahme herananziehen.

(Beispiel Maßnahmenbeginn 15.6. - Bruttoentgelt vom l.5 bis31.5.)

Sofem die Förderungswerberin/der Förderungswerber zum Zeitpunkt des Maßnahmenbegims

arbeitslos ist, gelten die Regelungen fth Arbeitslose.

Etfotgt der Einstieg in eine Mafnahme, die im Eikretnehmen mil dem A^45 besucht vtird, so

burflistig n.tch Beginn eines Dietu tverhältnisses, dass tor Maßnahmenbeginn noch kein toll

entlohnter Monat liegt, istfül diese Mafndhme kein Selbsthehalt .fiil die Kurskosten zu

berücksichtigen. Liegt bercits ein voll enllohnter Mo at ror un l ürden die Koslen eines mit dem

AMS vereinba en Kurses die Jinanziellen Möglichkeilefi eines Kunden/einer Kundin übetsteigen'

ist wegen Anwendbarkeit der H.irtefallklnusel Kontak mit der LGS auJ2unehmen

W:ihrend des Gewährungszeitaumes bleibt bei
. der Beihilfe zu den Küskosten und der Beihilfe zu den Kursnebenkosten

* eine Anderung der Einkommensgrenzen
* eine Einkommensänderung

. der Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes
* eine Anderung der ASVG-Geringfügigkeitsgrenze

ulberücksichtigt.

8. ANRECHENBARI(EIT

Übergenüsse aufgrund von Alv-Leistungen oder Beihilfengewährungen sind mit allen Beihilfen

gegenzurechnen (gemiß $ 25 (4) AIVG und $ 38 (2) AMSG).

Beispbl1; AlG-Übergenuss ist auf DLU anzurechnen

Beispiql-I KK-Übergenuss ist auf AlG anzurechnen

9. ERLALTTERUNGEN

9.1. Zu Punkt I.A,4. Arbeitsmarkqtolitisches Ziel

Den gesetzlichen Vorgaben (AMSG $ 31 (3)) entsprechend, stellt die Förderung der

Chancengleichheit von Frauen aufdem ArbeitsmarLt eine grundsätzliche Ausrichtung für das

Handeln des ArbeitsrnarktseNice dar.
Mit dem gezielten Einsatz der Instrumente der Arbeitsnrarktörderung kann ein Beitrag zum

Abbau des gescNechtsspezihsch geteilten Arbeitsmarktes geleistet werden.

Chancengleichheit ist demnach ein übergreifendes arbeitsmarktpolitisches Ziel.

Bundesrchlhni€ Beihilfen 7ur Forderung de' berunrchen Mobilitait. AMF/19.2005
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Da die Bundesrichtlinie für die Beihilfen zur Förderung der beruflichen Mobilität an sich

geschlechtsneutrale Kriterien vorgibt, muss bei der umsetzung des arbeitsmarktpolitischen Ziels

flir Frauen bereits im Vorfel<l der Fördervergabe begormen werden Beispielsweise bei der

Kursplanung, in der Zuweisungspraxis und bei der Auswahl der Teilnehmer/Teilnehmeriruren

9.2. Zu Punkt I.A.5. Förderbarer Personenkreis

Sofem eine Landesorganisation von dieser Ernächtigung Gebrauch nacht, sind die Reschlüsse an

die Bundesgeschäftsstelle/Abteilung Förderungen zu übermitteln.

9.3. Zu Punkt I.A.5. Förderbarer Personenkreis

Diese Erg?inzung soll Personeq die bei aufrechtem Atbeitsverhältnis aufgrund von

Betreuungspflichten für Kindef bis 15 Jahren (vgl. Definition

,,wiedereinsteiger/wiedereinsteigerinnen") karenziert sind oder ihre Arbeitszeit reduziert haben,

die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen ermöglichen. Ziel dabei ist, eine bemfliche

Existenzgeführdung zu verhindern. Diese kann sich daraus ergeben, dass die bisherigen

Arbeitszeiten rlach Ende der Karenzierung oder bei Umstieg aufVollzeit nicht mit den

Betreuungspflichten vereinbar sind, bzw. mit der Teilzeitbeschäftigung llingerfiistig keine

eigenstzindige Existenzsichemng (Einkommenshöhe) möglich ist.

Zum Beispiel: Kellnerin ist in Eltemkarenz oder arbeitet neben dem Kinderbetreuungsgeldbezug

stundenweise (oder in Teilzeit) zu regelmäßig vereinbarten Zeiten Mit Ende des

Kinderbetreuungsgeldbezuges möchte sie wieder Vollzeit arbeiten. Sie kann aber die im

Gastgewerbe üblichen oder notwendigen Abenddienste nicht mehr übernehmen (da z.B

Alleinerzieherin). Ihre berufliche Existenz ist daher geführdet und sie soll die Möglichkeit

erhalten, sich durch Q'lalifizierung rcchtzeitig auf einen beruflichen Umstieg vozubereiten.

Bundesrichilinie Beihilfen zur Förderung der berunichen Mobalilät, AMF/l9 2OO5



arbeitsma.ktservice Österreich

B. BEIHILFENÜBERGREIFENDEVERFAHRENSVORSCHR'FTE/V

1. ABLAUFORGANISATION

Die Abwicklung aller Beihilfen zur Förderung der beruflichen Mobilität isl an die regionalen

Geschäftsstellen (RGS) zu delegieren' Die Begehrensbearbeitung und somit auch die budget:ire

Verbuchung edolgt in jener RGS, die für den Förderungswerber/die Förderungswerberin

zustZindig ist (Wohnsitzprinzip). Bei einer Übersiedlung des PST'S werden auch die offenen

Förderungsliille (ausgenormen Förderungsf:ille im Status ,Fntschieden') mitübersiedelt'

Beihilfenhegefuen mit ei em fiaguElkagg;stLlg!
bis aufllidertuf yg|eigr Eiuktzlspgg der Abteilung 4 der LGS zur Begutachtung ''orzulegen'

Die Arbeitsschtritte Maßnahmen- und Beihilfenberatung bis Genehmigung (inklusi'r'e genauer

Höhe und Dauer der Beihilfe), sowie Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung und Abschluss

erl'olgen im Beihilfenadministationssystem Individualörderungen (BAS IF) (siehe dazu folgende

Grafik).
Ausnahme: Die Berechnung der Höhe der Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes erfolgt

nach Verfügung in der AIV-EDV, da starke Anlehnung ans Arbeitslosengeld (AlG)

Kurz- (kürzer als I Woche) und/oder Teilzeitmaßnahmen (mindestens 10 aber weniger als

16 Maßnahmenstunden pro Woche) ohne Dlu-Miüdestsicherung: Bei AIGNH-Anspruch ist

die Existenzsicherung mit der Kategorie AIGA''IH-F (AIGA'IH-Fortbezug ohne Mindestsicherung

zuzüglich Unfallversicherung) im BAS IF zu verfügen. Bei Personen ohne Leistungsanspruch

wird die Unfallversicherung ebenfalls im BAS IF vorgemerkt.

Bundesrichllinie Beihilfen zur Förd€runq der berunichen Mobilität, AMF/l9 2OO5
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der BEMO-BEIHILFEN

Maßnahmen- und Beihilfenberatung

l* B"g"hr"*u,r.gub"

l* Beg"hrenseinbringnng

L* Begehrensbearbeitung

L- Begehrensenrscheirlung

| - G"n"t .ig.rng

L prüflrog a"r *iomungsgemäißen verwendung

L oor"nru..
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2. BEGEHRI,N

Auch bei gleichzeitiger Gewährung mehrerer Beihill'en zur Förderung der beruflichen Mobilität ist

nur ein Begehen zu verwenden. Fih die Existenzsicherung während der Teilnahme am

Unternehmensgründungsprogramm liir Arbeitslose sind die entsprechenden Begehren gemäß

Bundesrichtlinie ,,Unternehmensgdndungsprogramm fft Arbeitslose" zu verwenden Füt die

Existenzsichemng während der Teilnabme an Arbeitsstiftungen ist das BEMO-Begehien aus dem

BAS IF zu verwenden.
Alle Beihilfen zur beruflichen Mobilität, die während des Besuches einer MaßIlahme gewährt

werden, sind als ein Förderungsfall zu werten und als solcher zu bearbeiten

Bei Nicht-Einlangen des Begehrens iinerhalb der vereinbarten Rückgabefrist sind keine Beihilfen

zu gewällren. Die vereinbarte Frist kann aus triftigen Gfünden verlzingeft werden.

Wurde ein Begehren unvollständig eingebracht, ist bei Setzung einei ,Nachfiist fitu Unterlagen'

ein Mahlschreiben zu veranlassen.

Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förderung der berunichen Mobilität, AMF/19 2005 Seite 12
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3. BUDGETARE VERBUCHUNG UND STATISTISCHE ERT'ASSUNG

3.1. BudgetäreVerbuchung

Die budget:ire Verbuchung der Beihilfen zul Förderung der beruflichen Mobilität erfolgt auf

Grundlage der jeweils gültigen Bunde$ichtlinie ,,Budgetierung und Verbuchung von Beihilt-en

(AMF-SAP)'.

3.2. StatistischeErfassung

Die begleitende Statistik zu den Beihilfen zur Förderung der beruflichen Mobilität generiert sich

automatisch (großteils aus dem BAS IF) und ist mittels DWH abrufbar.

4. ANDERUNGSVERFÜGT]NG

Bei der Beihilfe zu den Kusnebenkosten sind Anderungsverfügungen (ohne neuerliche

Begehrensstellung) während der Maßnahme bezüglich der Höhe und der Dauer der Beihilfe

zulässig, rnüssen jedoch entsprcchend dem 4-Augen-Pdnzip neuerlich genehmigt werden.

Sollte es bei der Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes aus arbeitsmarktpolitischen Gründen

notwendig werderL das Maßnahmenende über das Verfligungs-bis-Datum hinaus zu verlängern

(2.B. wegen IGankheit des Förderunswerbers/der Förderungswerberin während einer modularen

Ausbildung und daher ggf Verlängerung um ein oder mehrere Module), ist eine Verfügung ohne

neuerliche Begehrensstellung und ohne Anderung der verfügten Höhe zulässig
(: Arderungsverfügung).

Die se Anderungsverfügung ist entsprechend dem 4-Augen-Prinzip durch unterschiedliche
Personen zu enlscheiden und zu genehmigen.

5. EDV.EINTRAGIJNGEN

5.1. Beihilfenadministrationssystem Individualfürderungen (BAS IF)

5.1.l. Das BAS lF ist einzusetzen, d.h. alle BEMO-Beihilfen (inklusive Unfallversicherung) sind
mittels dieser Aoolikation abzuwickeln.

Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förderuns de. b€ruaichen Mobilitäl, AMF/19 2OO5
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5.1 .2. Die arbeitsmarktpolitische Beurteilung ist im Fenster ,'Begehüensfall-Basis" in der (houp-

box ,.Maßnahmenbegründung" einzutragen (wird automatisch in den PST-Ter1 genedert)

5.1 .3. Bei Ausgabe des Begehens ist der geplante Beihilfenbetrag möglichsl genau zu

schätzen. Für die Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes ist der Differenzbetag

zwischen Leistungsanspruch und DlU-Mindestsicherung aufTagsatzbasis im Feld

,,Geplanter Betrag" einzugeben, wenn der Leistungsanspruch unter der DLll-

Mindestsicherung liegt.

Wenn der Leistungsanspruch über der Dlu-Mindestsicherung liegt' ist I Cent einzutragen.

5.1.4. Die UV Tage werden vom BAS tF entsprechend dem Förderungszeitraum obne Samstage,

Sonntage und Feiefage vorgeschlagen.
Die Anzahl der UV-Tage ist entsprechend den Angaben im Begehren (Tage, an denen die

Maßnalme stattfi ndet) anzupassen.

Bei der Verlängerung einer Maßnahme sind die zusätzlichen UV-Tage, bei

Bezugseinstellung die Anzahl der Tage, um welche sich die UV-Tage verfingern.

anzugeben.
5.1.5. Die Bundesgeschäfisstelle kann ffir das gesamte Bundesgebiet6 bzw. jede Landesge-

schZiftsstelle kann für ilt Bundesland Sonderprognmme für BEMO-Beihilfen (z.B

entsprechende Zuordnung zu den arbeitsmarktpolitischen Zielen) festlegen.

Diese Sonderprogramme sind:
* zur Aufnahme in die EDV an die Bundesgeschäftsstelle Abteilung Förderungen und

* zur entsprechenden Codierung zum jeweiligen Förderungsfall an die RGSen

zu kommunizieren.
Wenn BGS oder LGS Sonderprogramme festlegen, sind passenden Fördenulgsfüllen aul'

,,Ansicht I Sonderprogramm" oder aufder Schaltfläche ,,SP" die entsprechenden Codes

zuzuordnen. Einem Fördemngsfall können bis zu 3 BGS-Codes und 2 LGS-Codes

zugeordnet werden. Mittels der ,,Förderungsfall Feldersuche" können diese Daten

abgefragt werden.
5.1.6. Sofem eine Beihilfe vorzeitig nicht mebr gebührt (2.B. Kunde/Kundin nimmt vor

Kursende eine Beschäftigung auf), ist im BAS IF eine Bezugseinstellung nlit dem

Einstellungscode ,,T" (Storno) zu vemnlassen. In diesem Fall sind allfüllige Vorbuchungen

im Bunde$echenzentrum zu stomieren und allfüllige Rückforderungen einzuleiten.

5.1.7. Währcnd einer laufenden DLU oder KNK sind Bezugseinstellungen, -untelbrechungen

bzw. Aufhebungen im BAS IF oder am PST duchzuführen.
5.1.8. Allfüllige Bezugsver?inderungen bei (reinem) AIG/NH-Fofibezug (ohne Dlu-Anteilen)

sind ausschließlich am PST im Fenster ,,Vormerkzeiten (VMZ)" zu veranlassen.

5- 1 .9. Das Ergebnis der Pdfung der widmungsgem?lßen Veiwendung der Beihilfe zu den
Kurskosten ist im BAS IF beim entsprechenden Förderuogsfall zu dokumentieren, um den

Förderungsfall EDV-mäßig kotekt abzuschließen.

6 siehe Erläuterungen I.8.7.1.
Bundesnchllinie Beihilfen zur Fö.derung der berunichen Mobililät, AMF/l9-2005
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5.2. PST

5.2.1. Die Group-box ,,Status" im Fenster ,"Personendaten" ist entsprechend der Bundesrichtlinie

,^Veryflichtende Eintragungen in der AMS-EDV" zu codieren.

5.2.2. Weiters ist das Feld,,Venlr- Post"
* auf,,J" 1ru setzen, wenn mit dem Förderungswerber/der Förderungswerbe n vereinbart \urde.

dass auch w?ihrend der Maßnalme bzw. knapp vor Ende der Maßnahme

Vermittlungsvorschläge
zugesandt werden;

* auf ,N" zu setzeq wenn es aus arbeitsmarktpolitischer Sicht nicht sinnvoll ist, w:ihrend

der Maßnahme Vermittlungsvorschläge zuzuschicken.

5.2.3. Im Feld ,Jnt. äiI" ist immer zusätzlich ein ,,S" zu setzen.
Wem die Felder ,,lnt. für" auf S Lmd V

,,Verm. Posf'aufJ und

,,Status" auf SC stehen,

ist ein Suchprofil anzulegen.

Bei AIGNH-Fortbezug sind noch folgende RegeLn zu beachten:

a) PST mit SDG oder Maßnahme/Veranstaltung (M/V-)Verbindungsbuchung:

. Statuswechsel von AL aufSC bei Maßnahmenbeginn:

SDG: Beim Eintragen des Kurseintrittes mittels Code "E" (im Feld "E" - Kurseintritt) ist

die Bezugsveränderungsmeldung (BVM) zu unterdrücken.

M/V: Beim Um-/Abbuchen mit der Aktion ..Eintritf ist das Feld ..BE unterdrücken"

zu aktivieren.
. Bei Kursabscbluss zr.rm vorgesehenen Zeitpunkt (und anschließender Arbeitslosigkeit) ist

die BVM zlr unterdrücken.
r Bei vorzeitigem Kursausschluss bzrv. bei Arbeitsaufnahme während oder zum Ende des

Kurses:
SDG: Bei Verwendung der Codes "A" (Arbeitsaufnahme im Inland) oder,,B"

(Arbeitsaufnahme im Ausland) oder "N" (Kursausschluss-$ 10 vorbereiten) im Feld
"8" (Beendigungsgrund), ist in iedem Fall eine BVM zu veranlassen.

M/V: Beim Um-/Abbuchen mit der Aktion ,,Ausschluss" bzw. ,,Abbruch" muss das Feld

,,BE urterddcken' inaktiv bleiben, d.h. es wird eine BVM veranlasst.
. Bei vorzeitigem Kursaustritt:

SDG: Bei Verwendung des Codes "I" (individueller Austiitt) im Feld "B" ist injedem Fall
eine BVM zu veranlassen.

M/V: Beim Um-/Abbuchen mit der Aktion ,,Abbruch" muss das Feld ,,BE unterdrücken"
inaktiv bleiben, d.h. es wird eine BVM verar[asst.

Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förde.ung der beruflichen Mobilitäl, AMF/19-2OO5 Sei te 15
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b) PST ohne SDG oder Maßnahme/Veranstaltung (M/V-)Verbindungsbuchung:

. Bei Statuswechsel von AL auf SC bei Maßnahmenbeginn:

Die BVM ist immer zu unterdrück€n, wenn der/die Teilnehmerln AIG oder NH fortbezieht

. Bei Kursabschluss zum vorgesehenen Zeitpunkt (und anschließender Arbeitslosigkeit) ist

die BVM zu untedrücken.
. Bei Arbeilsauftahme ist in jedem Fall eine BV N'4 zu reranlassen.
. Bei Beendigung der Maßnaltne vor dem vorgesehenen Ende, ist in jedem Fall eine BVM zu

veranlassen. In diesem Fall ist im Feld ,,Begründung" im PsT-Fenster Vormerkzeiten

(VMZ) ,,Wegfall KNK" einzugeben.

6. EUROPAßCHER SOZIALFONDS (ESF)

Eine EsF-Kofinanzierung der Beihilfen zur Förderung der beruflichen Mobilitälist nicht möglioh.

7. ERLAUTERUNGEN

7.1. Zu Punld I.8.5.1.4, BGS-Sonderprogramm-Codes

Da die bislang an dieser St€lle gef:orderte Zuordnung der Förderungslälle zu den von der BGS

vorgegebenen Sondelprcgramrn-Codes (axbeitsmarktpolitische Zielvorgaben) sehr lückenhaft

erfolgte, und somit keine gültigen Aussagen getoffen werden können, verzichtet die

Bundesgeschäftsstelle/Abteilung Förderungen derzeit aufdie Vorgabe von zuzuordnerden BGS-

Sonderprogramm-Codes.

Bunclesrichtlini€ Boihilfen zu. Förderung der berufli6hen Mobilitäl, AMF/l9 2OO5
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II. BEIHILFEN

A. BEIHILFE ZU DEN KURSKOSIE/V

1. BEIHILFENKURZBEZEICHNUNG

KK

7 siehe Erlä uterun sen l l .A.9. l

2. ARBEITSMARKTPOLITISCHESZIEL

Beseitigung bzw. Veningerung kostenbedingter Hindernisse (finanzielle Mehbelastung), die

aufgrund einer arbeitsrnarktpoütisch sinnvollen beruflichen Qualifizierungs- oder

Berufsorientiemngsmaßnahme oder Maßnahme der aktiven Arbeitssuche entstehen (nicht vom

Arbeitsmarktservice in Auftrag gegebene Maßnahmen).?

3. FÖRDERIJNGSGEGENSTAND

. Kusgebühr

. Schulgeld

. Lehrmittel

. :Lztliche bzw. psychologische Gutachten

. Pdfungsgebührcn
o Schulungskleidung (2.8. Schuhe ffir Bau-Kurse etc.)
. Selbstbehalt ffir Schulbücher

4, TöRDERTINGSVORAUSSETZUNGEN

(1)Die Gewährung einer Beihilfe zu den Kurskosten ist nur dann möglich, wenn sie z\'r'ischen dem
ArbeitsrnarktseNice und dem Förderungswerber/der Förderungswerberin als Ergebnis eines
vorangehenden Beratungs- und Betreuungsvorganges vereinbart wurde (rechtzeitige

Kontaktnehme erforderlich).

(2)Das Bruttoeinkommen des Förderungswerbers/der Förderungswerberin darfEUR 1.676,-
monatlich nicht überschüeiten.

Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förderun9 der berufli6hen Mobilitäl, AMF/19 2OO5
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Während des Gewährungszeitraumes bleibt eine allliillige betragsmäßige Anderung des

Einkommens, der Einkornmensgrenzen und der Kurs- bzw. Schulkosten unberücksichtigt'

(3)Bei Bauem und Bäuerinnen darfder Einleitswert des land-/forstwfutschaftlichen ResitT'es

EUR 12.400,- (verpachtete Flä,ghen sind nicht zu berücksichtigen) nicht überschreiten.

Während des Gewährungszeitraumes bleibt eine allflillige betragsm2ißige Anderung des

Einheitswertes unbedcksichtigt.

(4)Nicht ftirderbar ist die Anschaftrng von Lehrmitteln etc , die in keinem ursächlichen

Zusammenhang mit dem Besuch der Maßnalrme steht.

(5)Berücksichtigung von Beteiligungen an den Kosten düch anderc Kostenträger.

(6)Kein vollständiger Kostenersatz duch verhagliche Regelung seitens des Betdebes bzw. durch

andere Kostentäger.

5. HöHE DER BEIHILFE

. Bei Arbeitslosen bet€gt die Höhe der Beihilfe 100% der entstehenden Kosten.

Die Berechnung der Beihilfenhöhe bei Beschäftigten erfolgt (durch die trDV) nach folgenden

G rundsätzen:

Die gesamten Kosten werden aufmonatliche Kosten umgerechnet (Kosten/Dauer in Monaten).

Bei einem Bruttoeinkommen

. über EUR 1.676,- monatlich gebührt KEINE Beihilfe.

. von genau EUR 1.676,- monatlich beträgt die Küskostenabgeltung (mögliche Beihilfe) 50%;

die maximal zumutbare monatliche Belastung beträgt 20yo des Brüttoeinkommens
(EUR 335,20 maximal zumutbare monatliche Belastung bei einem Einkommen in der ['löhe
von EUR 1.676,-).

. von genau EUR 914,- bis EUR 1.676,- monatlich erfolgt eine prozentuelle Kußkostenabgeltung
(von 0olo maximal zumutbarer monatlicher Belastung bei EUR 914,- linear ansteigend bis 20%
maximal zumutbarer monatlicher Belastung bei EUR 1.676,-).

. unter EUR 914,- monatlich beträgt die Beihilfenhöhe 10070 (keine monatliche Belastung
zumutbar).

Bundes.ichtlinie Beihilfen zu. Förderung der berunichen Mobililät, AMF/l9 2005 Seib 1A
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Im Falle einer (nachtf.iglichen) Zuerkznnung einer Schul, oder Studienbeihi(b otler anderer fi)r
den gleichen Zweck gey'ährten Zuwendungen ist die Beihifunhöhe unter Beachtung der o. a.
E i n ko m ne ns gre nzc n 1neu.1 z u bcre c hne n.

Die Beihilfenhöhe ergibt sich dann durch den Vergleich der maximal zumutbaren mona ichen
Belastung einerseits und den monatlichen Kosten unter Berücksichtigung der Kostenabgeltung
andererseits (Beispiele siehe folgende Tabelle auf Seite l9):

Ist die Differenz von monatlichen Kosten ..d Kurskostenabgeltung (möglicher Beihillb) nieddger
als die marimal zumutbare monatliche Belastung, entspricht die Beihilfenhöhe der Höhe der
Kostenabgeltung (mögliche Beihilfe).

Bei teilweiser Kostenübernahme durch den Arbeitgeber ist dieser Betrag zunächst aüfdie Kosten
anzurechnen und vom verbleibenden Rest die Beihilfe zu den Kurskosten zu berechnen.

Bei teilweiser Kostenübemabme dulch andere Kostenträger ist zunächst die Beih fenröhe und
dann davon die Beleiligung zu berechnen und anschließend abzuziehen.

Bei Bauern ünd Bäueritrnen.

gebüht bei einem Einleitswert des land-/forstwi(schaftlichen Besitzes über EUR12.400._
(verpachtete Flächen sind nicht zrr berücksichtigen) KEINE Beihilfe.

beträgt bei einem Einheitswerr des land-/forstwirtschaftlichen Besitzes von EUR 6.400.0r bis
zu EUR 12.400,- (verpachtete Flächen sind nicht zu berücksichtigen) die Kurskostenabgeltung
50olo der Kosten.

beträgt bei einem Einheitswe des land-/forstwirlschaftlichen Besitzes
(verpachtete Flächen sind nicht zu berücksichtigen) die Beihill'enhöhe

DAUER DER FÖRDERUNG

bis zu EUR 6.400,-
1000/0 der Kosten.

6.

Die Beihilfe ist für die Gesamtdauer einer Maßnahme bzw. für die Dauer eines sinnvollen
Maßnahmenpaketes zusamme[gefasster Maßnahmen (2.B. Buchhaltung I und Il sind eine
Maßnahme) zu gewzihren.

Bundesrichltinie Beihitfon zur Fö.deruns der beruricrre" vooirir:iqiüF7i6-666
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7. VERT'AHREN

Die Gewähung der Beihilfe ist nach den gängigen Verfahrensgrundsätzen abzuwickeln
(schrift liches Begehren - arbeitsmarktpolitisch€ Beurteilung/prüfung der
Förderungsvoraussetzungen - Mitteilung - Auszahlung - prüfung der widmungsgemäßen
Verwendung).

Die Auszahlung erfolgt grundsätzlich einmalig zur Gänze im Nachhinein nach prüfung der
widmungsgemäßen Verwendung durch Vorlage einer Teilnahmebestätigung liir die gesamte
Maßnahme. Istjedoch aufgrund der Dauer der Maßnahme eine mehrnalige Auszahlung in
Teilbeträgen erforderlich, besteht die Möglichkeit einer Auszahlung in mehreren Teilbeträgen
im Nachhinein zujeweils festgesetzten Terminen (entsprechend den Zahlungsbedingungen des
Schulungsträgers) nach Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung duch Vorlage einer
Teilnahmeb€stätigung ff.ir den jeweiligen Zeitraum.

Die Vorlage ei er Teilnahmebestätigung des Schulungstrcigers fiir den ggramtet|
Maßkahme zeitrauh kann entfallen. wenn gleichzeitig eine Beihip zur DLU und/oder KNK
gev,ährt r)ird und in dieseh Zusdmmenhakg monalliche Teilnahmebestätig!\gen |orgelegt

Je nach wunsch des Kunden kann die ßeih fe aufdat Konto des Beihirfenwerbers trler trirekt auf
<las Konto des Schulungstr.igers überwieseh werden. Sollen höhere Beihibnbeträge im ,/orhinein
auf das Konto des Beihilfenwerbers überwiesen werden, ist zu prüfe\ ob daclurch nicht tlie
'nidmungsgemäße Verwendung der Beihilfe gefcihrfut winl. Bei Kundek mit aktue en
LohnpJändungen und bekannten gravielenden Liquiditätsproblemen wird dtther in tler Regel zu
vereinbaren sein, cl^ts Kut'skostekbeihi@n direkt auf das Schulungsträgerkonto überrNiesen

Injenen Fällen, in denen der Schulungsträger aufvorherige Zahlung der Kosten besteht, der
Förderungswerber/die Förderungswerberin jedoch die Zahlung nicht leisten kann, ßt die
Möglichkeit einer Auszahlung im Vorhinein (u. U. aufdas Konto des Schulungstagers) gegeben.
Die Auszahlung kann a\r Gär.ze bzw. in Teilbeträgen im Vorhinein - analog zur Auszahlung
im Nachhinein - yor Prüfung der widmungsgem:ißen Verwendung (vor Beginn oder w:ihrend der
Maßnahme) erölgen.

Es sind keine Verechnungs-/Abtretungserkläungeq die sich an SchulungstrZiger und/oder
Förderungswerber/Förderungswerberinnen richten, zu verwenden. Alle relevantcr
Daten/Verpfl ichtuqen sind im Begelüen enthalten.

unberechtigf cmpfangene Beihirfen sind i m m e r von dem Förd€mngswerber/der
Förderungswerberin rückzufordern.

Bundesrichtlinie B€ihitfen zr. rO.U".un[Oo Oe^rni.r,en VoOiritatl lmrltO-ZOOS Sei te  21
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Während des Gewährungszeitraumes bleibt eine allfdllige betragsmäßige Anderung des

Einkommens, der Einkommensgrenzen und der Kosten unberücksichtigt

Der Förderungswerber/Die Förd€rungswerberin ist zu verpflichten, den Nichtantdtt bzw. die

vorzeitige Beendigung der Maßnahme unverzüglich bekannt zu geben, damit di€ Prülüng der

widmungsgemäßen Verwendung erfolgen kann und eine allfüllige Rückforderung ausbezahlter

Beihilfenbeträge bzw. keine Auszahlung von Beihilfenbehägen vorgenommen werden kann.

Wenn der Nachweis zur Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung nicht für die gesamte bzw
jeweilige Maßnahmendauer erbracht wird, oder der Nachweis nicht ftistgerecht

(4 Wochen nach Ende/Teilende der Maßnahme) vorgelegt wird, ist die Beihill'e zur Gäoze bzw.

derjeweilige Beihilfenteilbetrag rückzul'ordem oder keine Auszahlung von Beihilfen

vorzulehmen,

Ausnahmen:
. Der Förderungswerber/Die Förderungswerberin tritt aufgrund des Besuches emes

Maßnahmenteiles ein einschlägiges Arbeitsverhältnis an.
. Dem Förderungswerber/Der Fördemngswerberin ist die Fortsetzung der Maßnahme aus

gesundheitlichen Gründen nicht möglich.
. Der Schulungsträger bestätigt schtrifflich, dass der Förderungswerb€r/die Förderungswerberin

aus der Maßnahme weeen Nichteneichen des Kurszieles ausscheiden musste.

8. ANGABEN UND NACFIWEISE

8. l. Zum Z,eitpunkt der Begehrensentscheidung

. Kusprogramn (Kostenvoranschlag) oder Rechnung oder Zahlungsbeleg

. bei BeschäRiglen: Ehlommensnachweis
r bei Bauern und Bäuerinnen: Ebheitswertbescheid

8.2. Zum itpunkt der Prüfung der widmungsmätlen VerTvendung

. Nachweis über die Teilnahme an der Maßnahme

8.3. Fonnulare und Schreiben aus der EDV

. Begehen(AMF-01/BEMO)

. Negative Milteilung (AMF-10)
r Mahnschreiben(AMF-02)
o Einkommensnachweis(AMF-04)
. Teilnahmebestätigung nachher (AMF-07)

Bundesrichllinie Beihilfen zur Fö.derung der beruaichen Mobiliüit, AMF/19 2005 Seite 22
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. Auszahlungsinformationsänderung (AMF-12)

9. ERLAUTERUNGEN

9.1. Zü Punkt II.A.2. Arbeitsmarktpolitisches Ziel

lnteprctation des $ 34 (6) AMSG:
Staatlich anerkannte Lehrziele beziehen sich auch aufHochschulausbildunger! demnach sind

Universitzitslelrgänge und Lehrg:inge universitziren Charakters (defniefi im

Universitätsstudiengesetz) im Rahmen der Bundesichtlinie BEMO nicht örderbar.

Bundesrichllinie Beihilren zur torderung der berunichen Mobiliuit, AMI /19 2OO5 Seite 23



ArbeitsmarktseNice Osterreicn

B. BEIHILFE ZUR DECKUNG DES LEBENSUNTERHALIES

I. BEIHILI'ENKURZBEZEICHNUNG

DLU

2. ARBEITSMARI(TPOLITISCHESZIEL

Existenzsicherung während der Teilnahme an arbeitsmarktpolitisch simvollen beruflichen

Qualilizierungs-, Ben-rt'sorientierungs- und Trainingsmaßnahmeq Maßnahmen der aktiven
Arbeitssuche, am UntemehmensgründungsFogramm fft Arbeitslose bzw. an einer
Arbeitsstiftung.

3. FÖRDERTJNGSVORAUSSETZUNGEN

(l)Die Gew:ihug einer Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes ist nur dann möglich,
wenn sie zwischen dem Arbeitsmarktservice und dem Förderungswerber/der
Förderungswerbedn als Ergebnis eines vorangehenden Beratungs- und Betreuungsvorganges
vereinbaf wurde (rechtzeitige Kontaktnahme erforderlich);

(2)Nachvollziehbare Erhöhung der Vermihlungschancen (keinesfalls Überbrückurg vorr
Arbeitslosigkeit);

(3)Kursm:ißige Maßnahmen haben gegenüber schulischen Priorität;

(4)Die Maßnahme muss mindestens 1 Woche dauem und mindestens 16 Maßnahmenstunden pro
Woche umfassen;

Gewährune einer DLU bei E-leornitts - Kursen.
Die Gewährung einer Beihilfe zü/ Deckung des Lebensunterhaltes ist dann zulässig, wenn der
Schulungsträger eine schrirtliche Besfitigung mit einer Schdtzuüg der für den EJemninganteil
erJbrderlichen Mafruthmenstunden ausstellt und das geschatte Autma.fJ der EJeurningstunden
zusammen mit den Praisenztagen i destens 16 Ma$nahmenstunden (a 60 min.) pro llroche
betrrigt und die Maßnahme mindestens eine lloche dauert.

(5) Ein allfülliger Leistungsbezug in der Arbeitslosenversicherung ist kleiner als der nach Punkt
II.8.4.1. in Betracht kommende DlU-Standard.

Blndesrichtlinie Beihilfen zur Förderung der be.unichen Mobitität, AMF/19-2005
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4. HÖHE Df,R BEIHILFE8

4.1. Die Höhe der Beihilfe beträgt

. EUR 8,- täglich fflr Jugendliche vor Vollendung des 18. Lebensjahres;

. EUR I 3,- täglich ftir erwachsene Teihehmer/Teihehmerinnen an Teilzeitmaßnabmen, die
mindestens 16 aber rveniger als 25 Maßnahmenstunden pro Woche umfassen;

. EUR 18,50 täglich für erwachsene Teilnehmer/Teilnehnerimen an Maßnahmen, die
mindestens 25 Maßnahmenstunden pro Woche urnfassen sowie für
Teilnehmer/Ieilnehmerinnen am Untemehmensgründungsprogramn während der
Vorbereitungsphase.

Zu den eb€n genannten Beträgen kommen gegebenenfalls noch Familienzuschläge nach den
Bestimmungen des $ 20 AIVG.

4.2. Anrechnungvon Leistungsbezügen in derArbeitslosenyersicherung

Auf Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhaltes sind Ansprüche auf Arbeitslosengeld oder
Notstandshilfe a.nzüechnen, so dass die gemäß tI.B.4.1. festgelegten Dl,u-Tagsätze um die
entsprechenden Leistungstagsätze vermindert w€rden. Sind die Ansprüche in der
Arbeitslosenversicherung größer oder gleich den Dl-u-Tagsätzen gemziß Punkt 11.8.4.1., steht
keine DLU zu. In diesem Fall kommt ausschließlich die Weitergewlibrung des Leistungsbezuges
nach $ 12 (5) zum Tragen.

4.3. Soialversicherung

Alle Bezieher,/Bezieherinnen einer Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes sind wie
Bezieher,/Bezieherinnen von Arbeitslosengeld in der Krankenversicherung versichert (S 40 bis 43
AIVG). In der Pensionsversicherung gilt die Zeit des Bezugs von Beihilfen zur Deckung des
Lebensunterhaltes wie der Bezug von AIG oder NH

. als Ersatzzeit für Personen, die bis zum 31.12.1954 geboren sind und

. als Beitragszeit für Personeq die nach dem 31.12.1954 geboren sind.

Bei AIG- oder NH-Fortbezug urd./oder DLU-Bezug sind die Bezieher/Bezieherinnen zur
Unfallversicheruns aDzumelden.

3 siehe Erläuterungen 118.9.1.
Bundesnchllinie Beihitfen zur Fö.derung der berufichen Mobitiiät, AMF/1S-2005 Seite 25
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5. DAUER DER FÖRDERUNC

Die Beihilfe ist für die Gesamtdauer einer Maßnahrne bzw. für die Dauer eines sinnvollen

Maßnahmenpaketes (2. B. Buchhaltung I und lI ist ein Maßnahmenpaket) zu gewähren'

Unterbrechungen zwischen Maßnahmenteilen (z.B aus organisatorischen Gründen) im Ausmaß

bis zu einer Woche bleiben unbedcksichtigt.'

Bei der Zusammenstellung von Maßnahmenpaketen ist darauf zu achten dass diese so konzipiert

sind (auch metüjährige Ausbildungen), dass Erholungszeiten das Ausmaß von 25 Werktagen

(Montag bis Freitag) pro Ausbildüngsjahr nicht übersclleiten.

5.1. Erholungszeiten

Bei Maf3nahmen(-paketen), die mindeslens sechs Monate dauern, kann eine Erholungszeit von 25

Tagen (Mo - Ft) gevdhrt werden.

Die Inanspruchnehme der Erholungszeit ist lh!!fo;lewnach einer Schulungszeit ron 3 Monaten

und zv'ar im Ausmaß wie sie der bisherigen, aliquoten Dauer der Schulung entsprichl, möglich

Die Aliquotierung erfolgt folgenderma"ßen: 25 Erholungstage dividiefi durch l2 Morure mal
Dauer der MafSrurhme in Monaten. Bruchleile 4b 0,5 Tage sind auf ganze Tage aufzutunden.

Wochentage außerhalb der gesetzlichen Feie age, die der Schulungsll.iger schulungsfrei häll,

sind Lluf die zu gewöhrende Erholungszeit anzurechnen (d.h. unter andetem auch, class
Zwickeltage (Fenstertage) als Etholungszeit gelten).

Für Schulungsteile, die über ei Jahr hin.tusreichen, ist in gleicher Weise vorzugehen, d.h.
ge ge benenfalls zu aliquotieren.

Im Falle von schulischen Ausbildungen erhalten die Teilnebmer/Teilnehmerinnen auch wzihüend

der Sommerferien eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes in der zuerkannten Höhe (die

Beihilfe zu den Kursnebenkosten ist jedoch zu unterbrech€n).

ln jenen Fällen, in denen im Rahmen der Trtigelfttderung mit den Schulungsinstitutionen Ferien

vereinbart v)urden sowie beim Besuch öffenllichet Schulen, gebührt v,ährend dievr Ferietl
(allenfalls bis zum Antrill de/ Beschdliigung) die BeihilJb zur DLU, der ALG/NH-Fortbezüg,

unabhängig von der Gesamtdauet del Maß ahme (2.8. Il/eihnachts-, Oster-, SommerJerien u. a-).

Kom l es unmiltelbar vor dem ersten Ferientag (dies kann auch ein Sa. oder So- sein) zu

unentschuldigtem Fernbleiben und erfolgt kein Wiederantritt der Maßnahme nach Felienende so

endet die DLU, der AIG/l'trH-Foltbezug mit dem Tag, der tor dem unentschuldigten Fbrnbleihen

liegt. Ttilt der/die Beihilfenrerherln die Schulungsma/Snahme ordnungsgemäJ3 nach Ferienende

vieder an, so gebühren die Beihi(b zur DLU, der ALG/NH-Fortbezug lediglich an den Tagen des

une nts c huldi ste n Fe mb I e ibe ns nic ht.

'� siehe Erläuierunsen 11.8.9.2.
Bundesrichtlinie Beihilfen zur Förderunq der berunichen Mobi'itä1, AMF/19-2OO5
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5.2. Weiterc entschuldbareAbwesenheiteh;

I Anlasslich des Ablebent und der Teilnahme an der Best.tttung eines Elternreiles, des Ehegatten
oder Lebensgeft)hrten sowie eines Kndes. Bei Stief oder Adoptiteltern nur, sofern sie mit
dem/der Teilnehmerln in Hausgemeinschaft lebten: 3 Tage

2. Anlasslich Eheschließung: 3 Tage

3. Anl.isslich des Ablebens ufid der Teilnahme an der Bestatlung einer schwesrer, eines Bruders
bzw. eines Stief-, GroJ3- oder Schwiegerelternteiles, auch wenn mit dem/cler Teilnehmerln keine
I{aus ge me ins c haft be st ande k hqt.
Bei sonstigen Familienangehörigen nur dann, \)enn sie mit dem/der Teilnehme n im
gemeinsamen Haushalt lebten: 1 Tag.

L Anldtslich der Efitbindung der Ehe.frau bzrt. der Lebensgertihftin: I Tag

5. Anlüsslich der Eheschließung eines Kindes. Stief- oder Adnptivkindes: 1 Tag

6. Anldsslich eines Wohnungswechsels mit eigenem Mobiliqr: 2 Tage

7. Anleisslich der Eheschlief unpines Bruders oder einer Schttester. wenn diese auJ einen
Arbeitstag des/tler Teilnehmerln fälh: I Tag.

8. Sonsliglllbvesenheitek können nach Prufung und Entscheidung der RGtien im Einzetfa 
entschuldigt verclen. Die Begrühdung ßt ilh pST-Tert festzuhattu;.

5.3. Pflegefteiste tung

In Anlehnung an die $g 15 und 16 Urlaubsgesetz i.dj.g.F. ist die Abv,esenheit von der Schulung
vie folgt zu entschuldigen:

bis za einer Woche:

t vegen der nobrendigen Pflege eines im gemeinsamen Haßhalt rebentlen erlcrankten nahen
Angehörigen, ocler

. w:ge..n.!er notu?digen Betreuung des eigenen Kincles (oder Wahl_ hzw. pflegekindeg injötge
AusJhlles einet Person, die das Kind sandig betreut hat (Nachweise er/örieriich)

bis zü zwei Wocheh:

' wegen del notwendigen PJlege eines im gemeinsamen Haushalt lehentlen erbanlden Kindes,
das das 12. Lebewjahr noch xicht überschtitten hat.

Für die Existenzsicherung währentl einer MaJinahme bedeutet tlies, dass unabhangig von der
Mafnahmen<lauer Ab\iesenheiten wegen pllege eines nahen Angehörigen im Sinne der l! j5lf
U G im Auslhaß ,ron einer bzw ^r,ei Arbeitsv,ochen zu ektschuldigen sind un.l die DLIJ, .lcr
Fortbezug von AIG/NH gem. 912(5) grun lsatztich weiterzugew.ihren ist. Es ist ,ber ror allem bei
kurzen Ma.fJnahmen laufend zu prtifen, ob nicht thrch mehrere (auch entschul.ligte) b,ehtzeiten
das Mafnahmenziel gefahrdet ist und die Maßkahme deswegen ahzubrechen ist.

Bundesrichlinie Beihitfen zur roraeruns;;;erufl icrren voorEüüE aloos-
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Bei langeren Ablaesenheiten iu o. a. Sinne bzw. deren Kombinationen, ist immer auJ .lie
Erreichung des Schulungszieles Bedacht zu nehmen. Erscheint infolge von gehauTten
Abwesenheiten des/der Teilnehmers/in ein positiyer Abschl*,;s tler Mapnaime nicht nagtirh, i"tdi e MaJl nahme ab zubr e c he n.

Der Beginn der Gew?ihrung der Beihillb zur Deckung des Lebensunterhaltes so*'e _ im Falleeines Leistungsanspmches _ der Fortbezug von AIG bzw. NH gemäß g 12 (5) AIVG inVe.bindung mit S l8 (4) bis (7) AlVc ist mit dem l. Tag der Maßnahme fesäserzen.
Das Ende der Gewährung einer Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes bz$,. eines
Alc-,NH-Fortbezuges ist mit dem letzten Tag der Maßnahme ibstzusetzen.

Für den Zeitraum einer Kündigungs_ oder Urlaubsentschädigung oder Urlaubsabtindung, ist keineBeihilfe zLrr Deckung des Lebensunterhaltes zu gewähren.

Ausnahme. Ist zum Maßnahmenbegiffl stittig, ob Kündigungs_ oder Urlaubsentschädigung oder
urlaubsabfindung gebührt, ist eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes zugewähreq und im Falle eir
urlaubsentschädigun, " Jilr"ilfi ,-:::ffiieiner 

Kun<risunss- oder

während der 4-u7öchigen Spe.e des Arbeitslosengeldes wegen g r 1 AIVG, ist auch keine Beihirfezur Deckung des Lebensunterhaltes zu gewfiren.

6. ALG/NH-FORTBEZUGOHNEDLU-MINDESTSICHERUNGUNI)
UN['ALLVERSICHERUNG

Personen, die im Aufuag des Arbeitsm
und/oder an reilzeitmaß,,h-* ( > 1 0T:;:1;'#lffil'ff*änä:?1ä ;iI;".?.bzw. die NH gem. g 12 (5) AIVG (zuzüglich Unfallversicherung; *"i ". g;;ifo,.

Für Bagatellrnaßnahmen uter 10 Maßnahnenstunden pro Woche ist ein Auftrag genxiß S 12 (5)AIVG nichr zu erteilen.r0 Der bisherige Leistungsbezug kann wei ".l"rf";. ;i; Umstellung aufaktiven Leistungsbezug oder eine Verlä
srarr. 

ngerung des A]G_Bezuges gemäß $ lg AIVG findet nicht

In die Unfallversicherung sind
. Teilnehmer/Teilnehmerinnen an arbeitsmarktpolitisch sinnvollen Maßnahmen unrerl0 Maßnabmenstunden pro Woche

(auch Teilnehmerlnnen an vom AMS geJaördelten Kursefi, bei tienen nur Kurskosteh unar/odel.Kursnebenktsten anfallen, bzw. Teilnehmerlnxen mit einem Einlnmmen übel der ASI/G

_ siehe Erläuterungen I j .B.9. l .
öunoesnchflrnie Beihitfen rr, rti.o..rnq o.
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Ger inglfügigkzitsgrenze urui/oder ei
genanntel.l Retrag [2005: ]0.7s2,-; 

heits'ert größet dem im f 12(6) lit b AtvG

r Teilnehmer/Ieilnehmerinnen ohne Anspruch auf AIG oder NH an arbeitsmarktpolitisch
sinnvollen Maßnahmen mit mindestens l0 aber weniger als te Irlunnum"n.tuno"n pro Wocheund/oder unter I Woche

ernzubeziehen (siehe dazu Ertscheidungsbaum zur Bestinmung der Höhe de. Existenzsicherungbei Punkt II.B.4.). Für <liese Teilnehmer/Teilnehmerinnen ist di-e Anrull aer tage, un wet"n"n aieMaßnahme stattfi ndet, zu ermittelo.

Die Entscheidungs- und Abwicklungsschitte der BEMo-Beihilren (siehe dazu LB.1. sind unterNutzung dem BAS lF (siehe dazu LB.5.l.l.)) einzuhalten.

Daraus folgt, dass keine händischen Unfallversicherungslisten mebr zu fiihren slnd.Die Abrechnung und jäbrliche überweirKarenderjahr 2004 mrtt"r. ow' a*"iilJgBli::::ffä:::",iltr;r,",ji:"r;:Jr:f ä "B^udg^et der_Arbeitslosenversicherung. Für diese Abrechnung sind Ietrtmati! tis Ungstens

;il#:tffiffiH:nsstase 
für der zeitraum 1 1 200tbis 30.4.200+ a'n aie ucs art.flung

7. VERFAIIREN

Die Gewlihrung der Beihilfe ist nach den gängigen Verfahrensgrundsätzen abzuwckeln(schriftliches Begehren - arb€itsmarktpolitische Beurteilung,?r:üfung de. 
-"

Förderungsvoraussetzungen _ Mitteiluverwendung, die währ.;. *. fi ,'#; ;;:lilini; il*li#,:,1#Jjj-.:T#::.
Förderungswerber/die Fördenmgswerberln ertblgt).

Wenn Kunden/Kundinnen gleich zu Beginn der Arbeitslosigkeit in eine Maßnahme einsteigen, istirnmer eir1 AIG-Antrag zu steleil

Die Auszahrung erfolgt grundsätzlich Dotra'ich im Nachhinein entsprechend denAuszahlungsteminen im Bereich der Atbeitslosenversicherurg.

Die Auszahlung erfolgt,,eiteß nur ha.
Q'eilnahmebestätigung, Antage 3). 

)h tr/orlage fur Milteilung über atlfatlige Abwesenheiten

Der Förderungsw€rber/Die Förderungswerbedn ist zu verpflichtei. den Nichtant.tt brfi. dievorzeitige Beendigung der Maßnahme Idamit eine Einster-r:n!.". ""il;;;;"J:'j.T:"J":"i1iä"ä::fif, ::i*:H:il_ii:#Rückforderung ausbezahlter Beihilfenb,
vrrgerommen werden kann. 

etrzige bzw keine Auszahlung von Beihiifenbetfigen
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Bei NH-Fortbezug ist insbesondere aufdie Meldeverpflichtuüg bei Einkommensänlerung des
Förderungswerbers/der Förderungswerberin und des partners/der partnerin hinzuweisen., ,

Im Krankheitsfäll ist die Beihilfe erst ab dem 4. Tag einzustellen bzw. zu unterbrechen bzw. in
jenen Fällen, in denen IGankengeld ab dem I. Tag gebührt, ab dem 1. Tag einzustellen bz\,v. zu
unterbrechen.

Bei ünentschuldigtem Fembleiben ist (unter Einbeziehung des Maßnahnenträgers) zu prüfeq ob
durch das Verschulden des Fördemngswerbers/der För<lerungswerberin der Er1ölg der Maßnabme
vereitelt wfud. Sollte dies der Fall sein, ist der Förderungswerber/die F.örderungswerberin aus der
Maßnabme auszuschließen und sind entsprechende Schritte gemziß 6 l0
Albeitslosenveßicherungsgesetz (AIVG) einzuleiter.

Bei tageweisem unentschuldigtem Fembleiben (ohne dass der Erfolg der Maßnabme vereitelt
wird) istjeweils für diese Tage die Beihilfe einzustellen.
Beispiel I : Fernbleiben am Freitag/oder am Tag vor einem Feiertag , nur der f.reitag bzw. der

Tag vor dem Feiertag ist eilzustellen.
Beispiel 2: Fernbleiben am Frcitag und am darauflblgenden Montag ) Freitag bis Montag ist

einzustellen. (analog bei Feiertag)

Bezüglich Pflegefteistellung sind die $$ l5 tnd 16 Urlaubsgesetz (UrlG) zur Anwendung zu
bringen.

Die Gewährung von Familienzuschlägen bei Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhaltes
efolgt nach den Bestirffnungen des $ 20 AIVG. Sollte ein Elternteil im Beihilfenbezug stehen, ist
dem anderen Eltemteil, der eine Leistung aus der Arbeitslosenversicherung erhält, der
Familienzuschlag vonangig zu gewähren, da er einen Rechtsanspruch aufden Familienzuschlag
hat.

Sollte es aus arbeitsmarktpolitischen Gründen notwendig werden, das Maßnahmenende über das
Verftgungs-bis-Datum hinaus zu verlängern (2.8. wegen Krankheit des Förde.ungswerbers/der
Förderungswerberin während einer modularen Bildungsmaßnahme und daher gg1. Verlängerung
ur ern oder mehrere Module), jst eine Verfügung ohne neuerliche Begehrens-stellung und ohne
Andcrung der verfügted Höhe zulässig I Anderr_rng.verftigung).
Diese Anderungsverfügung ist entsprechend dem 4_Augen_prinzip durch unterschedliche
Personen,.u entscheiden und zu genehmigen.

NH-FoftbezuS
Wenn die NH wäbrend der Maßnahme ausläuft
Förderungswerberin ein neuerlicher NH_Antrag

(Höchstausmaß), ist dem Förderungswerber/der
auszuh?indigen.

'' siehe Erläuterunsen ll.B.9 4-srJndesrichltinie Beihirren ru, r,t.o".ung
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Auch bei Unterbrechungen des AlcÄ.,trH-Fortbezuges über 62 Tage _ eventuell dwch DLU_
Gewährung ist ein neuerlicher AlG,t,trH-Antras zu stellen.

Bei NH-Fortbearg ist im Falle einer Kontaktierung eines pensionsversicherungsträgers
zunächst eine Beihilfe zur Deckung des Lebenslrnterhaltes zu gewähüen. Sollte der
Pensionsversicherungstr?iger doch kein übergangsgeld gewähren, ist ab Maßnahmenbegim auf
NII umzustellen.12

Bei AuftEhme einer befristeten Beschäftigung (selbstän<lig oder unselbsfündig) während einer
Maßnahme, sind die Bestinmungen des gg 12 (3) lit. g und 21 a AIVG bei der Beihilfe zur
Deckung des Lebensunterhaltes und bei AIG,NH_Fortbezug anzuwenden.

Ausschließlich ffir Teilnehmer/Tejlnehmerinnen an BBRZ_Maßnahmen können ausnahmsweise
NH-Anträge bzw. Anträge aufFortbezug der NH bereits vor Antritt der Maßnanme 1max.3 Monate) von der ,,Heimat-RGS,, ausgegeben werden, \r/enn der NH_Bezug während der
Maßnahme dulch Höchstausrnaß ender.
Die Teilnehmer,Teilnehmerinnen sind bei der Antragsausgabe daraufhinzuwersen, dass die
Antragsrückgabe durch eine Vertreterir/einen verheter erfolgen kann, wobei dre Fiist für die
Antragsrückgabe so zu lv:iltlen ist, dass die erforderlichen Unterlagen zum Leistungsantrag
(Lohnbescheinigung, etc.) beigebracht werden können. lst in Ausnahmefüllen diese
Vorgargsweise für einen Teilnehmer/eine Teilnehmerin nicht möglic[ sind die t ahrtkosten zur
Antragsrückgabe bei der ..Heimat-RGS., über die Beihilfe zu den Kursnebenkosren anzusprechen
(in diesem Fallkann die derzeitige Höchstgrenze von EUR 306,_ ausnalrnsweisc aucn
überschitten werden). Durch diese Vorgangsweise werden unzumutbare Reisebewegungen äir die
o.a. Teilnehmer/Teilnehmerinnen bei der Geltendmachung von AlV_Leistungen minimie( bzw.
hintangehalten.

Übergangsregel;
Die neuen Mindeststandards sind nicht nur für Neueintritte ab 1.7.2005 gültig, sondern auch fiiralle Personen, die bereits an entsprecheoden Maßnahmen teilnehmen.

8. ANGABDN UND NACHWEISIJ

Zun Zeitpunkt der Begehrensentscheidung (wenn die DLU nicht unmitterbar im Anschlussan eine Alv-Leistung gebührt):

Nachweise des Förderungswerbers/der Förderungswerberin:

o Sozialversicherungsnummer
. Meldezettel
. Staatsbitgerschaftsnachweis

' siehe ErläLrerunsm 11_8.9.5
_ _ 

S.ite 3,



Arbedsmarktservr@ öslerreich

Heirats-, Scheidungsurkunde bzw. Niederschrift über Lebensgemeinschaft
Arbeitsbescheinigung des letzten Arbeitgebers
Einkommensnachweis(e): Lohn_/Gehaltsbestätigung

Einleitswerlbescheid
Einkornmens_/Umsatzsteuerbescheid

Nachweise von personen, für die ein Familienzuschlag beantragt wurde:

. Geburtsurkunde
o Meldezettel
. Einkonmensnachweis(e): Lohn_/Gehaltsbestätigung

Einheitswetbescheid
Einkommens_rumsatzsteuerbescheid

r Schulbesuchs-, Studielbestätigung bzw. (Vor-)Lehr_/Ausbildungsvertrag
. Beleg über den Anspruch aufFamilienbeihilfe
r Nachweise über Unterhaltungsleistungen
r Pflegschaft snachweis, Adoptionsbescheinigung

9. ERLAUTERUNGEN

9 . t . Zu Punkt II.B.4. DLU-Höhe

9.2. Zu Punkt ILB.5, Unterbrechungen

A) DurchgehendeMaßnahmen

Die Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes gibt es nur mehtr als Ausgleichzablung zwischenLeislungsbezug und den in punkl II.B.4.t. defini;.r"" ,,--.,","-r^_,^ 
-1, 

,, .
Leisrunssanspruch vo., .",*"" ;; ;,tJJ#:T:l#i::::TiT::,r#:::-
Leistungsanspruch diese Standards gibt es keine DLU. Dazwischen wird eiie Ausgleichszahlungin Höhe der Differenz zwischen Leistungsanspmch uIId Dlu_standard gewäht.

a) Unterbrechungen im Ausmaß bis zu
Ausb'dungsjahr breiben unberücksi;:ili:T:';,#:ff:.,i:ffiT?J:ilehend sc +DLU oder Alc^,lH_Fortbezue)

b) An allen weiteren Tagen, an denen die person nicht an
DLU oder de. Atc,4llH_Fottbezug zu unterbrechen und

der Maßnahme teilnirnmt, ist die
der Status SC ist zu beenden.

UrnO"rn"nt,'n'. "",n@
Seire 33
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B) Maßnahmenpakete

zB. Iiegt zwischen Buchhalt'ng I rmd Buchhaltung II aus organisatorischen Gründen einZelttaum

a) Unterhechungen bis zu einer Woche bleiben unberücksichtigt.

b) Bei Unterbrechungen die länger als eine Woche dauern, ist die DLU oder derAlc,AlH-Fortbezug zu unterbrechen und der Status SC zu beenden.

9.1. Zu Ptrnkt ILB.6. weniger als l0 Maßnahmenstunden pro Woche

9.4. ZuPunklILB.7. Meldeverpflichfuns

FiL die Gewfinrng einer Beihilfe zu deBeschränkung bei we",r",. ",. ,;;;"1,1äj,ä,j1,' jij äi":T:Tff:T 1t"1üI**,*,no"nsrmvolle Maßnahmen können mittels Kurskosten und Kursnebenkosten auch bei weniger alslo Maßnabmenstunden pro woche geördert werden. Bitte psr_stutu" g"ä"nuoa"r.i"rrtn i",,Verpflichtende Eintragungen in der AMS_EDV* beachten.

Beispielsweise aufgrund von wechselndern Einkoomen des paftners/der partnerin kann esabwechselnd zu NH-Fortbezug oder DLU kommen, d.h. unter Umstrlnaen karrn.rer NU-fo.tb"zughöher sein als eine allQillige DLU.
Es ist keine neuertiche Verfügung il1 der AMF-Applikation zu erstel]en.
Damit die Förderungswerber/die Förderuagswerberinnen ilne Ansprüche wahrnehmen können,sr'nd diese bei der Begebrensstellung aufdiesen Wechsel hinzuweisen.

9.5. Zu Punkt II.B,7. NH-Bezug und Kontaktierung eines pensionsversicherungsträgers

Die tisherige Praxis wurde geändeft, \rr'eil eine Nicht_Beteiligung [ür in sehr werugenFörderungsf,.illen eintreten wird und eine nachtragliche An<terung von NH über demDLU-Standard aufDLU ohne negative Auswirkungen aufdie Kunden/Kundinne[ ntcht möglich
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Beseitigung bzw. Verringerung kostenbedingter Hindernisse (finanzielle Mehbelastung), die imZusammenJrang mit der feilnahme an eurer
. arbeitsmarktpolitisch sinnvollen beruflichen eualifizierungs_, Berufsorientierungs- oderTrainingsmaßnahme bzw. Maßnahme der akiven Arbeitssuche_
. lmplacementstiftung, sofern eine Beihilfe zur Deckung des Lebenslrnterhaltes und/oderNotstandshilfefortbezug gebührt, aber keine zuschusslistung zur Abd";;;; ","",ausbildungsbedingten Mehraufuandes gewäht wird
aufgrund der Entfernung zwischen wohnort und schurungsort bzw. Dauer der Maßnahme€ntstehen.

C. BEIHILFE ZU DEN KTJRSNEBENKOSTEN

l - BEIHILFENKURZBEZEICHNUNG

KNK

2. ARBEITSMARI(TPOLITISCHESZIEL

FöRDERUNGSGEGENSTAND

Fahrtkosten (täglich, wöchentlic[ monatlich)
Selbstbehalt ffL Schüleäeifahrt, wenn eines der Kriterien ,,örderbarer personenkr.eis im Fallschulischer Ausbilduogeo., zutrifft.
Unterkunft (Nächtigung)
Verpflegung

FöRDERUNGSVORAUSSETZUNGEN

(l)Die cewährung einer Beihilfe zu derzwischen dem Arbe.",**""-,"" *ää'i"**Jffi ,i,:ä:,iälJ�:jjl.l':rTää ",,Ergebnis eines vorangehenden Beratungs_ und Betreuungsvorgaoges vereinbart wurde(rechtzeitige Konta.ktnahme erforderlich).
Es ist bei dieser Beihilfe noch stärker als bisher einerseits aufdie Wünsche rlcsFö.derungswerbers/der Förderungswerberin uod and"r"r""it" uuf den ojt'ülen vitteleinsatzBedacht zu nehmen.

(2)Nicht örderbar ist die Entfemung zvr'ischen Atbeitsort und Schulunesort.

4,

etnae..ict'tini" e"@
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(3)Das Einkommen des Förderulgswerbers/der Förderungswerberin darfEUR L676,_ monatlich
nlcnl uDerschretten_
Während des Gewährungszeitraumes bleibt eine allf:illige bet.agsmzißige Anderung des
Einkommens und der Einkommensgrenzen unberücksichtigt.

(4)Bei Bauern und Bäuerinnen darfrler Einheitswert des land-/forstwirtschaftlichen Besitzes
EUR 12.400,- (verpachtete Flächen sind nicht ar bedcksichtigen) nicht überschreiten.
Während des Gewährutgszeit.aumes bleibt eine allfiillige betragsm:ißige Anderung desEinleitswe.tes unberücksichtigt.

(5)Ei[e Beteiligung an den Kursnebenkosten dulch andere Kostentr?iger ist zu berücksichtisen.

(6)Förderungsgegenstand: Fahrtkosten oder Selbstbehalt für Schülerfreifahrt
Entfernung zwischen Wohnort und Schulungsort muss in einer Richtung UnOesterrs Z tm 1immnerstädtischen Bereich =:> Luft lini
betragen. 

Le' sonst tatsächlich zurückzulegende Entfernung)

AUSNAHME: Gehbehinderte auch unter 2 km

Beim Besuch:ElacrgLpsr4!!9lJa4k4&t &g;9 ist bei FtthrtkostenbeihilJbn darau.f zu achten,

(7)Förderungsgegenstand: Unterkunft ünd/oder Verpflegung oder Benükuns des
eigenen pKWs,

wenn:
der Zeitaufuand bei Benützung eines öffentlichen Verkehrsrnittels einschlielJlich Geh- undWartezeiten I Stunde 15 Minuten in einer Richtung übersteigt
oder

rm Hinblick aufden Zeitpunkt des Beginnes und Endes der Maßnahme kein öfibntliches
Verkehrsmittel zur Verfügung steht
oder
kein öffentliches Verkehrsmittel zul Verfügung steht
oder
d;e EntfemLrne zwischen Schulungsoft und Wohnoft mehr als 50 km in einer Richtung belrägt

behinderungsbediogt die Benützung eines öffentrichen verkehrsmittels nicht möclich ist.

(8)Förderungsgegenstand: Unterkunft und/oder Verpflegutrg ist nur dann möglich, wenn dieMaßnahme mindestens 25 Maßnahmenstunden pro Woche umfasst.

(g)Der tr'örderungsgegenstand Unterkunft und/odcr Verpflegung r.st nicht zu gev/ähren, wennliir die gegenst?indliche Maßnahme dl
dem Maßnahmenträg".u" o"*", ;'i"YTälHio.Y;*:J:f,,T:Tfl:.^:en direkt mit

enyerhindert üerden.

ernO".n.hlltni" e"ihitf"@
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5. HÖHE DER Bf,IHILFE

Bei Arbeitslosen b€trägt die Höhe der Beihilfe
Obergrenzen zu beachten sind:

1000/0 der entstehenden Kosten, wobei iblgende

Die maxirnale Höhe der Beihilfe zu den Kursnebenkosten beträgt EUR 306,_ mona ich/EUR 10,20 tägtich.

Ausnahme:
Bei Fördenrngswerbern/Förderungswerberinnen, die aufgrund körperlicher E[schränkungcn nichtin der Lage sind, eill öffentliches Verkehrsmittel bzw. den eigenen pKW zu benutzen, karm dieBeihilfe zu den Kusoebenkosten bis zu einer maximalen Höhe von EUR 917,_ gew?ihrt werden.rj

Im Fall eher übemahme der Unterkunliskosten, kaon die Beihilfe zu den Kursnebenkosten bis zueiner Höhe von EUR 917,_ gewaih.t werden.
(Ausnahme siehe dazu Kapitel II.B.T.Teilnahme an BBRZ_Maßnahmen.)

Hinsichtlich des Ersatzes der Falrtkosten eilt:
. Werut die Benützung eines öffentlichen Verkehrsminels rnöglich r.st. erfolgt dieBeihilfenberechnung aufGrundlage der Kosten des öffentlichen V".k"hr.i,nr",".o Wenn entsprechend den punkten II.C.4.7. die Verwendung eines eigen n Fubrzeuges

notwendig ist, könner pro Kilometer EUR 0,1055 gewtihrt werden.

Die Landesdirektorien vr'erden ermächtigt, dje Höchstgrenzen für die einzelnen
Föderungryegenstände (RK, UK, VK) utter Beachtung der o.a. Obergrenzen (2.B. nach demKriterium der Ortsüblichkeit) festzulegen.

In c)beröstefi'eich werden Beihirfen zu tlen verpfrcgqlgskosten nur dann gewähft, ,,enn auch dieI/oraussetzukgenJür eine Beihi(ö zu den Llnterkunftskosten erfiillr sid. Äie Hahe orientiert sichan den Sätzen der ReisegebührenvorschriJi, Gebütuennufe l, Tarif ; 6;;;;; *r, t. 9,3t) tägt.).Die Gewählung einer Beihilfe zu den l/erpjlegungskosten ist.1"a"r|oti nu, )onn *öglich, wenndadurch crie fiir die Kursnebenkasrenfestgelegte Beihinnobergrel'e fücht überschritten tirtl.

Zum Zweck der Ermittlung der Höhe der Beihilfe zu den Kursnebenkosten sind die Teilbetägefür die einzelnen örderbaren Gegenst?inde zu addieren, durch die Anzahl aer l,taßnatmentage z,dividieren und zu verfligen.

Bei Beschäftieten mit einem Bruttoeinkommen

. über EUR 1.676,- monatlich gebührr KETNE Beihilfe.

' Es isJ daraufBedachr zu nehmen, dass die Ko

urr '***'""."'"1 
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r von EUR 914,- bis EUR 1.676,- monatrich beträgt die Beih fenhöhe 500% der Kosten unterBeachtung der Obergrenzen.
Bei teilweiser Kostenübernahme durch den Arbeitgeber ist dieser Betrag zunächst aufdieKosten anzurechnen und vom verbleibenden Rest sind 50% zu gewährei.
Bei teilweiser Kostenübernahme durch andere Kostenträger ist zunächst die Beihilfenhöhe unddann davon die Beteiligung zu berechnen und anschließend abzuziehen.

. urter EUR 914,_ monatlich beträgt die Beihilfenhöhe 100yo der Kosten unter lleachtung derObergtenzen und einer allJälligen Beteiligung anderer Kostentrdger (2. B. SV_Trager, etc. ).

Im Falle einer (nachbdglichen) Zuerlcennung einer Schul- oder Studienbeihi? oder anderet Jirrden gleichen Zweck gew.ihrten ZuwentL.mgen ist die Beihitfenhöhe unter Beachtung der o.a.Ei n ko m mr n:grc n ze n (ne u) zu be rcchne n

Bei Bauern üüd Bäuerinnen

gebührt bei einem Einheitswert des land_/forstwirtschaftlichen Besitzes über EUR 12.400,_(verpachtete Flächen sind nicht zu berücksichtigen) KEINE Beihilfe.

beträgt bei einem Einheitswert des lantj_/ibrstwirtschaftlichen Besitzes von EUR 6.400,01 biszu EUR 12 40Q- (verpachtere Flächen sind nicht zu berücksichtigenl die ttitJ aer oeitrilfe50oZ der Kosten unter Beachtung der Orcrgrenzen.

betr.igt bei einem Einheitswert des land_/forstwirtschaftlichen Besitzes bis zu EUR 6..100,_(verpachtete Flächen sind nicht zu berücksichtigen) die Beihilfenhöte |OOZ" aer fosten unterBeachtung der Obergrenzen.

DAUER DER FÖRDERUNG

Die Beihilfe ist für die Gesamtdauer einer Maßnahme bzw. ftir die Dauer eines sinnvollenMaßnahmenpaketes (2.8. Buchhaltung I unrJ II sind qfo MaßnahmeooJ",l ̂  ,"_r**.Unterbrechungen zr,vischen Maßnahmenteilen (2.8. aus organisatorischen 
'Grtin-den) 

im Ausmal3bis zu einer Woche bleiben unbedcksichtist.

6.

7. VERFAHREN

Die Gewälnung der Beihilfe ist nach den gängigen Verfahrensgrundsätzen abzuwickeln(schiltliches Begehren - aüeitsmarktpolitische Beurteilung/pr:tifung aoFörderungsvoraussetzunge[ _ Mitteilung _ Auszahlurg _ prüfung dei widmungsgem2il3enVerwendung, die während der Maßnahr
lörderungswerber/die Förd"*ogr*".bJ;J:;:ils 

duch Abwesenheitsmeldung durch den
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Die Auszahlung efolgt immer monatlich im Nachhinein entsprechend den Auszahlungsterminen
im Bereich der Albeitslosenversicherulu.

Der Förderungswerber/Die Förderungswerberin ist zu verpflichter! den Nichtantritt bzw. die
vorzeitige Beendigung der Maßnahme unverzüglich bekanntzugeberl damit die Beihilfe zu den
Kursnebenkosten eingestellt und eine allfüllige Rückforderung ausbezahlter Beihilfenbeträge bzw.
keine Auszahlung von Beihilfenbeträgen vorgenommen werden kann.

Weiters ist der Fördertutgswerber/die Förderungswerberin zu verpflichten, einen Wechsel des
Wohnortes oder des Schulungsofies unverzüglich bekanntzugeben, damit die Beihilfe zu den
Kusnebenkosten ggl eingestellt werden kann (wenn z.B. die Mindestentfernung von 2 km nichl
mehr gegeben ist) oder eine Anderung der Höhe der Beihilfe zu den Küsnebenkosten verfügt
werden kann. In letzterem Fall ist keine neuerliche Begehrensstellung notwendig; es reicht eine
Anderungsverftigung, die aber neuerlich entsprechend dem 4-Augen-kirrzip (durch
unterschiedliche Peßonen) zu entscheiden und zu genehmigen ist.
Bei Fahpreiserhöhungen ist analog vorzugehen.

Die Prüfung der widmungsgemZißen Verwendung erölgt ohne Rechlungs- und Zahlungsbelege
durch die Abwesenheitsbestätigungen.
Ausnahme:
Bei angehobener Beihilfenhöhe (EUR 917,-) sind die Teilnahmebestätigung und Recbnung der
Unterkunflskosten vorzulegen. Sind die nachgewiesenen Kosten gednger als die verfügte Höhe
(abzüglich der Fahrtkosten), ist der Differenzbetrag vom Förderungswerber/von der
Förderungswerberin rückzufordem.

Es ist duch die Berater,fBeraterinnen zu entscheiden, ob bei gleichzeitiger Gewährung einer
Beihilfe zu den Kursnebenkosten und einer Beihilfe zur Deckung des Leb€nsunterhaltes oder
AIGA.{H-Fortbezug, die Beihilfe zu den Kursnebenkosten mit der DLU (oder dem AIGNH_
Fofibezug) zu tmterbrechen ist.

Weiterzahlung der Kursnebenkosten kötu1te aus folgenden Gründen silnvoll sein:
. Verlust des Ouartiers
. kein Wegfall der Kosten z.B. wegen Krankheit
Anmerkung: Bei einer Bezugseinstellung über den pST kann die Einstellung der KNK

anschließend im BAS IF durch eine BA wieder aufsehoben werder.
Ausnahme:
Im Falle von schulischen Ausbildungen erhalten die Förderungswerber/Förderungswerberinnen
auch wzibrend der Sommerferien eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltesi die Beihilfc zu
den Kursnebenkosten ist jedoch zu unterbrechen.

Bei GewZihrung einer Beihilfe zu den Kwsnebenkosten ohne gleichzeiliger Gewährung einer
Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes, sind keine Unterbrechungen (2.B. aufgrund von
KlankenstZinden etc.) durchzuführen.

Bundesrichllinie Beihitten zur Förderung der berunichen Mobititait, AMF/19,2!05
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Sollte es aus arbeitsmarktpolitischen Gründen notwendig werden, das Maßnahmenende über das

Verfügungs-bis-Datum hinaus zu verlängern (2.B. wegen lQankheit des Fördemngswerbers/der

Förderungswerberin w2iluend einer modularen Bildungsmaßnahme und daher ggf. Verlzingerung

um ein oder melrere Module), ist eine Verfügung ohne neuerliche Begehrensstellung und ohne

Anderung der verfügten Höhe (außer es ist mit der Ver|ingemng auch ein Ortswechsel

verbunden) zulässig (= Anderungsverfügung).

Diese Anderungsverff.igung ist entsprechend dem 4-Augen-Prinzip durch unterschiedliche

Personen zu entscheiden und zu genehmigen

8. ANGABEN IJND NACIIWEISE

a) Zum Z€itpunkt der Begehrensentscheidung:

. Angaben oder Nachweise der entstehenden Kosten (Kostenvoranschlag, Algabe des

Förderungswerbers/der Förderungswerberin)
. bei BeschäRiglen: f inkommensnachwei.
r bei Bauern rmd Bäuerinnen: Einheitswertbescheid

III. IN-KRAFT-TRETEN/AUSSER-KRAFT-TRETEN

Diese Bundesdchtlinie tritt mit 11. Juli 2005 (spätestens mit Einsatz der Sommerrelease 2005) in

Kraft und ersetzt BGSIAMF/0'122/9984/2005 : AMF/6-2005.

IV. BDSTIMMUNGENBETREFFENDLAUFENDE
QUALITATSSIC H ERU NC

Um die laufende Qualitätssicherung zu gewährleisten sind die Landesgeschziffsstellen
verpflichtet, einen Erfahrungsbericht im 3 Jahres-Rilthmus an die

Bundesgesch:iftsstelle/Abteilung Förderungen bis spätestens 30. Juni (auch oder nui per E-Mail)

zu übermitteln (nächster Termin 30. Juni 2008). Die BGS-Abteilung Förderungen verpflichtet

sich, diese Rückmeldungen binnen 3 Monaten auszuwerten und dem Voßtand des

Arbeitsmarktservice Östereich zur Festlegung des weiteren Prozederes (Rückmeldung an

Landesorganisation) vozulegen.

Bei Anderungswünschen seitens der Landesorganisationen ist folgcndes zu beachten:

l� Jeder Wunsch ist mit einer Priorität zu versehen.
1 : unertisslich

Bundesrichtlinie Beihilfen zu. Fördorung der beruflichen Mobilitäl, AMF/l9 2OO5
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J = wünschensweit
2. Beijedem Wunsch ist arzuführen.

betroflen wifuen. 
. wieviele Förderungsf?ille von einer derartigen Alderung

3. Falls die Anderungswünsche budgetwirksam sind, ist anzuführen, um welchen tsetrag sich das. 
uesamrvotumen der jeweiligen Beihire rKl( DLU *il;;;;;;l:rrinsern uüd..+. 
#ffilJ,*"fi 

ist ein vorschrag in w"r"h" tu"rrt,ns;JÄ0i,""*1"*.*n *r,
5. Bei aus Sicht der Berater/Beraterinn

Fo'nurierungsvorsclla!-;;;;;"äfJr:"*'"en" Formulierungen ist ein

Bei Einhaltung dieser punkte ist es leicl
eundesricht[n]ienande;;;;;;t";;""',wünsche seitens der La'ndesorganisationen in
reagrercn. 

Lzu lassen bzw' treffsicherer aufunklarheiten zu
Bei Anwendungsprcblemen und,/oder N
B*d""s"."häft,,;;;;;;;;;;;::)"nt-**dbarkeit der Bundesrichtlinie ist die

ungen umgehend zu informieren (per E-Mail).

V. ANHANG

Anlage I, prcduldblatt, GZ: 0722t0037
,t,nl1Se Z-. 

lkkrunx Schütefteihitfe. GZ. 0-2)t0038
A.ntape J. I eilnahmebesht igung. GZ: A_22t00J9
Anrage 4, Bestcitiguhg Kafskasten, Gz 072210010

E-rno*idrfini" euirtilr"n zur Förderung cter berunichen Mobilität AMF/19-2oo5


